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Forderungen binden Kapital, Forderungen drücken die Eigenkapitalquote, Forderungen beinhalten Ausfallrisiken. Ein professionelles 
Forderungsmanagement ist daher für jedes Unternehmen unerlässlich. Ab Mitte dieses Jahres wird die Eintreibung von Forderungen 
durch Einführung des Pfändungsschutzkontos („P-Konto”) noch schwieriger. Wieder mal Verbraucherschutz vor Unternehmensinte-
ressen? Was sind die Folgen für die Kreditwirtschaft? Worauf ist aus rechtlicher Sicht zu achten? Welche Anforderungen müssen die 
Systeme erfüllen? Was sind die Risiken für die Institute? „Kreditwesen” lädt ein zu Vortrag und Diskussion!

Fachsymposium Forderungsmanagement

22. April 2010 
 im Steigenberger Frankfurter Hof, Am Kaiserplatz 1, Frankfurt am Main

Als ZfgK-Abonnent
erhalten Sie 

15% Vorzugsrabatt

Ihr Vorteil:

Das Pfändungsschutzkonto und die Folgen

 9.30 Uhr Kaffee zum Empfang

10.00 Uhr  Begrüßung zum Tag 
  Philipp Otto

10.15 Uhr  Verpflichtung zur P-Kontoführung; Kündigungsmöglichkeiten sowie effektive und  
  rechtssichere Pfändungsbearbeitung 
  Justizrat Karl Otto Armbrüster, Rechtsanwalt, Seniorpartner der Rechtsanwaltskanzlei Dr. Petereit und Armbrüster, 
  Mainz, Berlin, Leipzig, und Dipl.-Rechtspflegerin Michaela Weber, Mainz

10.50 Uhr  Fragen & Antworten

10.55  Uhr P-Konto und Forderungsbeitreibung – was ist bei den Prozessen zu beachten? 
  Dipl.-Kfm. Torsten Rawe, Bankdirektor und Bereichsleiter Problemkreditmanagement, Mainzer Volksbank eG, Mainz

11.30 Uhr  Fragen & Antworten

11.35 Uhr  Pausengespräche beim Imbiss

12.30 Uhr  Zum Schicksal des Pfändungspfandrechtes in der Insolvenz 
  Dr. Markus Engel, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Bank- und Kapitalmarktrecht, Stab Recht,  
  Sparkasse Saarbrücken, Saarbrücken

13.05 Uhr  Fragen & Antworten

13.10 Uhr  P-Konto und EDV-Unterstützung – Lösungsansätze 
  Ronald Meng, Vertrieb, tolina Holding GmbH, Berlin, und Michael Tönges, Key Account Manager,  
  Schufa Holding AG, Wiesbaden

13.45 Uhr  Fragen und Antworten

13.50 Uhr  Podiumsdiskussion mit Gästen und Referenten

14.30 Uhr Schlusswort und Ende der Veranstaltung

Tagungsleitung: Philipp Otto

Unser Programm für Sie

Anmeldung 
Sandra Gajewski, Verlag Fritz Knapp GmbH, Aschaffenburger Straße 19,  
60599 Frankfurt am Main, Tel. (069) 97 08 33-20, Fax (069) 707 84 00,  
tagungen@kreditwesen.de, http://www.kreditwesen.de

Teilnehmergebühr
 Die Teilnehmergebühr für die Veranstaltung inklusive Imbiss beträgt 590,– Euro 
zuzüglich Mehrwertsteuer. Bei vollständiger Stornierung nach dem 12. April 2010 
können wir die Teilnehmergebühr nur zur Hälfte erlassen. Eine Vertretung des 
angemeldeten Teilnehmers ist selbstverständlich möglich.

Kreditwesen
Zeitschrift

für das gesamte

Ungefähre Quadratmeterzahl im Mietvertrag gilt

Wer die Miete eines Wohn- oder Gewer-
beobjekts wegen zu großer Abwei-
chungen bei der Quadratmeterzahl min-
dern will, darf sich auf die im Mietver-
trag angegebene Fläche berufen – selbst 
dann, wenn die Fläche nur ungefähr 
angegeben wurde. Im konkreten Fall 
hatte ein Mieter auf Mietminderung 
geklagt. Er hatte Wohnraum mit „ca. 
100 Quadratmetern“ gemietet. Tatsäch-
lich waren es aber nur 81 beziehungs-
weise 83 Quadratmeter – je nach Be-
rechnungsmethode. 

Der Mieter reduzierte die Miete nach 
jahrelanger erhöhter Mietzahlung und 
rechnete mit bereits bezahlter Miete aus 
der Vergangenheit auf. Die Instanzge-
richte sahen eine Mietminderung als 
berechtigt an, folgten jedoch bei der 
Beurteilung zur Höhe der Argumentation 
des Vermieters. Sie entschieden, dass die 
Berechnungsgrundlage für eine Miet-
minderung nicht die angegebenen 100 

Aktuelles BGH-Urteil

Quadratmeter, sondern wegen des Zu-
satzes „ca.“ lediglich 95 Quadratmeter sei.

Der VIII Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
(BGH) hat in seinem Urteil vom 10. März 
2010 unter dem Aktenzeichen 144/09 
diese zusätzliche Toleranzschwelle nun 
für unrechtmäßig erklärt. Maßgeblich  
für die Mietminderung sei das Vorliegen 
eines erheblichen Mangels, welcher die 
Gebrauchsfähigkeit des Mietobjekts he-
rabsetzt. Dies sei bei Flächenunterschrei-
tungen von mehr als zehn Prozent der 
Fall. Entsprechend dürfe die Miete ohne 
weitere Abschläge gemindert werden, 
und zwar auch nach Beendigung des 
Mietvertrages. Ein weiterer Nachweis, 
dass die Gebrauchsfähigkeit beeinträch-
tigt ist, müsse nicht erbracht werden.  

Der BGH bestätigt mit der Entscheidung 
seine Grundsatzurteile zu Mietminde-
rungsansprüchen wegen Flächenabwei-
chungen (BGH, Urteil vom 24. März 2004 

– VIII ZR 295/03 für Wohnraum; BGH, 
Urteil vom 4. Mai 2005 – XII ZR 254/01).
Die Entscheidungen der Instanzgerichte, 
die ohnehin schon großzügig bemes-
senen Toleranzschwellen von zehn Pro-
zent Flächenabweichung noch weiter 
aufzuweichen, war vor dem Hinter-
grund der beiden Grundsatzurteile des 
BGH im Jahr 2004 verwunderlich. Die 
aktuelle BGH-Entscheidung war daher 
zu erwarten. Um eventuellen Streitig-
keiten wegen Berechnungsmethode 
oder auch Messfehlern vorzubeugen, 
sollte der Flächenangabe bei Mietver-
trägen immer ein „ca.“ vorangestellt 
werden. Bei Fehlen dieses Zusatzes kann 
die bloße Angabe der Quadratmeter als 
Zusicherung einer bestimmten Mietflä-
chengröße ausgelegt werden. Dies hätte 
zur Folge, dass der Vermieter regress-
pflichtig ist.

Dr. Barbara Anzellotti,  
Rechtsanwältin, DLA Piper, Köln




